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Das Recht der Ueberſetzung in fremde Sprachen wird vorbehalten. 


Im Jahre 1761 verurtheilte das Parlament zu Toulouſe den 
Franzoſen Jean Calas zur Strafe des Rades. Der Sohn des 
Verurtheilten, der an Melancholie litt, war erhängt gefunden. 
Da er zum Katholicismus neigte, ſo genügte dieſes, um den 
proteſtantiſchen Vater als Mörder ſeines Sohnes den Martern 
des Henkers zu überliefern. Die Familie des Hingerichteten 
begab ſich nach Genf; Voltaire lernte dieſelbe dort kennen 
und ſeinen Bemühnngen gelang es, eine Reviſion des Proceſſes 
herbeizuführen. Funfzig Richter prüften die Sache noch einmal 
und ſprachen dann die völlige Unſchuld des Jean Calas aus. 

Für die Geſchichte des Strafrechts iſt dieſer Fall von epoche⸗ 
machender Bedeutung geworden. Was Voltaire begonnen, 
das führte der Italiener Cäſar Beccaria, durch die Eneyklopä⸗ 
diſten hiezu angeregt, weiter fort. Die Schrift deſſelben „über 
Verbrechen und Strafen“ erſchien zuerſt im Jahre 1764. 
Und dieſe Schrift hat Früchte getragen. 

Länger als hundert Jahre währt der Kampf gegen die To⸗ 
desſtrafe! Ein ſo langer Kampf kann aber nicht um etwas 
Geringfügiges, er kann nicht ſo lange geführt werden, wenn 


ihm ein endlicher ſiegreicher Ausgang nicht gewiß wäre. 
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Was vor etwa hundert Jahren die äußere Veranlaſſung 
darbot, den Kampf gegen die Todesſtrafe zu beginnen, die 
Thatſache, daß ein Juſtizmord ſtattgefunden, das darf 
auch heute, bei der Fortſetzung dieſes Kampfes, nicht außer 
Acht gelaſſen werden. 

Niemand wird zwar die Fortſchritte verkennen, welche das 
ſtrafproceſſualiſche Verfahren in allen civiliſirten Staaten ge⸗ 
macht hat, Fortſchritte, die ja gerade darin beſtehen, daß man 
beſſere Mittel, die Wahrheit zu finden, in Anwendung bringt, 
als zu einer Zeit, wo das Erpreſſen des Geſtändniſſes durch 
die Folter den Schwerpunkt des gerichtlichen Verfahrens aus⸗ 
machte. 

Aber auch die heute dargebotenen Mittel der Wahrheits— 
erforſchung find keinesweges ausreichend, um in jedem Falle ge⸗ 
gen Irrthümer zu ſchützen. Die Erfahrung lehrt, daß bis auf 
die neueſte Zeit hin, die ſchwerſten Strafen und ſelbſt die To⸗ 
desſtrafe rechtskräftig erkannt wurden, obwohl der Verurtheilte, 
wie dies ſpätere Ermittelungen ergaben, vollkommen unſchuldig 
war. Auch aus der neueſten preußiſchen Praxis iſt ein derar- 
tiger Fall zur allgemeinen Kenntniß gekommen, ein Fall der 
wohl geeignet erſcheint, das Nachdenken nach verſchiedenen Rich⸗ 
tungen hin anzuregen. 

In der zweiten Hälfte des Jahres 1849 wurde nämlich ein 
gewiſſer Carl Siegel bei dem Kreisgerichte zu Glaz wegen 
Landſtreicherei und verſchiedener Diebſtähle zur Haft und Unter⸗ 
ſuchung gebracht. Aus freien Stücken und mit der Betheuerung, 
daß er ſeine ſchwer belaſtete Seele durch ein reumüthiges Be⸗ 
kenntniß erleichtern wolle, bekannte er, folgende drei ſchwere 
Verbrechen begangen zu haben: 

1. Eine Brandſtiftung an einem bewohnten Gebäude, bei 


welcher die Tochter des Eigenthümers ihr Leben verlor, 
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2. Einen in Gemeinſchaft mit zwei anderen Perſonen ver⸗ 
übten Einbruch, 8 

3. Einen an einem Kinde durch Erſticken deſſelben began⸗ 
genen Mord. 

Hinſichtlich der Glaubwürdigkeit dieſes Geſtändniſſes fan⸗ 
den die erforderlichen Ermittelungen ſtatt, und dieſe ergaben, 
daß an der Richtigkeit der Selbſtbeſchuldigung zu zweifeln, nicht 
die geringſte Veranlaſſung vorhanden ſei. Am 19. Februar 
1851 ſtand demnach Carl Siegel vor dem Geſchwornenge— 
richte zu Glaz. Die Geſchwornen erklärten ihn ſchuldig mit 
7 gegen 5 Stimmen ſowohl der Brandſtiftung wie auch des 
Mordes. Der Gerichtshof, der ſich bei dem mit 7 gegen 5 
Stimmen abgegebenen Verdikte der Majorität der Geſchwornen 
anſchloß, erkannte hierauf, 

„daß Carl Siegel eines Mordes, jedoch mit Verminde⸗ 
rung ſeines Vermögens mit Freiheit und Ueberlegung 
zu handeln, ferner einer Brandſtiftung bei Tageszeit 
und dadurch verurſachter Tödtung eines Menſchen, ſowie 
der Theilnahme an einem zweiten und zwar gewaltſamen 
Diebſtahl ſchuldig, und dieſerhalb mit der Strafe des 
Todes durch das Beil zu beſtrafen.“ 

Dies Urtheil wurde rechtskräftig! 

Die Akten waren, ohne beſonderes Begnadigungsgeſuch zur 
allerhöchſten Beſtätigung des Todesurtheils abgegangen. Da 
ermittelte es ſich durch einen Zufall, daß Siegel am 30. April 
1847 fern von dem Orte, an welchem er ſeine Verbrechen be⸗ 
gangen haben wollte, verhaftet geweſen, und an demſelben 
30. April 1847 hatte diejenige Feuersbrunſt ſtattgefunden, we⸗ 
gen welcher er ſich ſelbſt angeklagt hatte. Nachdem dieſes zwei⸗ 
fellos feſtgeſtellt war, wurden auch in Betreff der beiden ande 


ren Verbrechen noch weitere Nachforſchungen angeſtellt und jetzt 
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bis zur vollſtändigen Ueberzeugung der Behörden feſtgeſtellt, daß 
Siegel keines der drei Verbrechen, deren er ſich ſelbſt angeklagt, 
begangen haben könne. Auf Grund eindringlichſter Vorhaltun⸗ 
gen des Gerichts nahm er denn auch ſeine Selbſtanklage zu⸗ 
rück. Das Motiv derſelben war an erſter Stelle Furcht vor 
dem Zuchthauſe geweſen; als er ſich überzeugt, daß dieſe 
Furcht ungegründet, weil ihn für die von ihm wirklich began⸗ 
genen Delikte gar nicht Zuchthausſtrafe erwartete, mochte er ſich 
doch zu einem Widerrufe ſeiner Selbſtanklage nicht entſchließen, 
weil „er befürchtet habe, daß dann das Gericht noch ſehr 
viel Mühe und Arbeit haben, und daß er wegen Belügen 
des Gerichts eine mehrjährige Zuchthausſtrafe bekommen werde. 
Denn daß eine ſolche Strafe den Lügner vor Gericht treffe, 
habe er früher gehört, und von den Unterſuchungsrichtern ſei 
ihm oft geſagt, daß Derjenige weniger Strafe bekomme, der 
die Wahrheit ſage“. Ein neues richterliches Urtheil zu ſprechen 
war nach den geſetzlichen Beſtimmungen, wie ſie zur Zeit in 
Preußen exiſtiren, nicht möglich. Es blieb der einzige Ausweg 
übrig, den rechtskräftig Verurtheilten, wegen dreier 
Verbrechen, die er erwieſenermaßen nicht begangen, 
zu begnadigen. 

Wir haben hier alſo aus der neueſten preußiſchen Krimi⸗ 
nalpraxis einen aktenmäßig feſtſtehenden Fall, welcher den Be⸗ 
weis dafür liefert, daß trotz der Benutzung des geſammten zur 
Wahrheitserforſchung dargebotenen Apparates ein pofitiv unrich⸗ 
tiges Todesurtheil rechtskräftig erkannt worden iſt. 

Hier war es ein Zufall, welcher das Schlimmſte verhütete. 

Darin liegt indeſſen wenig Tröftliches. Denn die Gründe, 
durch welche ein falſches richterliches Urtheil veranlaßt wird, 
Meineid oder Irrthum der Zeugen, fehlerhafte Würdigung der 
den Beweis bildenden Indicien, unrichtige Gutachten der Sach⸗ 
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verſtändigen, namentlich über die Zurechnungsfähigkeit des An⸗ 
geklagten, fie alle können zu jeder Zeit im Strafproceſſe ver⸗ 
häugnißvolle Bedeutſamkeit erlangen. Und gewiß würde es 
fehlerhaft ſein, die wirklich vorgekommenen Irrthümer auf die 
zur allgemeinen Kenntniß gelangten zu beſchränken; denn nicht 
immer iſt es möglich, den begangenen Irrthum wieder gut zu 
machen. 5 

Freilich, wollte man dem Staate das Recht zu ſtrafen 
nur unter der Bedingung zugeſtehen, daß er die Möglichkeit 
jeglichen Irrthums von ſeinen Strafurtheilen ausſchließt, ſo 
würde man ihm durch eine ſolche Bedingung die Ausübung jeg⸗ 
lichen Strafrechts entziehen. 

Aber die Todesſtrafe iſt vollſtändig irreparabel. 
Für jede andere, unſchuldigerweiſe verbüßte Strafe kann dem 
Unſchuldigen wenigſtens ein theilweiſer Erſatz für dasjenige wer⸗ 
den, was er ohne ſeine Schuld zu leiden gezwungen wurde. 

Folgt nun daraus, daß der Staat das Recht hat, ſelbſt 
unter der Gefahr des Irrthums überhaupt zu ſtrafen, daß er 
auch das Recht habe, die unter allen Umſtänden irrepa— 
rable Todesſtrafe zu vollſtrecken? - 

Ich will keinen Anſtand nehmen, dieſe Frage zu bejahen, 
ſobald der Beweis geführt iſt, daß die Todesſtrafe zur Auf⸗ 
rechterhaltung der Rechtsordnung im Staate nothwendig iſt. 

Daß dem ſo ſei, dafür wird man ſich — und gewiß nicht 
ohne mannigfachen Erfolg — darauf berufen können, daß die 
Todesſtrafe eben beſtehe, daß ſie Jahrhunderte lang beſtanden 
habe, und daß man dieſe Thatſache nicht würde konſtatiren kön⸗ 
nen, wenn die Todesſtrafe nicht zu jeder Zeit für nothwendig 
anerkannt worden wäre. 

Die Geſchichte des Strafrechts liefert aber durch mehr als 
ein Beiſpiel den Beweis dafür, daß Einrichtungen, obwohl man 
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fie lange Zeit hindurch für abſolut nothwendige erachtete, den⸗ 
noch beſeitigt wurden — und zwar, wie jetzt gewiß wider⸗ 
ſpruchslos anerkannt wird, zum erheblichſten Vortheil für die 
geſammte Strafrechtspflege. 

Bekanntlich hob Friedrich der Große bei ſeinem Regie— 
rungsantritte die Folter auf. Im Allgemeinen war man aber 
damals ſo ſehr von ihrer Unentbehrlichkeit überzeugt, das es 
beiſpielsweiſe in Baiern erſt im Jahre 1806 den wiederholten 
Anträgen Feuerbach's gelang, bei dem Könige die Beſeitigung 
derſelben durchzuſetzen. Die Verordnung jedoch, durch welche 
dieſes geſchah, durfte nicht durch das Regierungsblatt bekannt 
gemacht werden; ſie blieb ein Geheimniß für die Gerichte. 
Man fürchtete in Baiern im Jahre 1806 Nachtheile für die 
Rechtsordnung, wenn es zur allgemeinen Kenntniß käme, daß 
die Folter nicht mehr angewandt werden dürfe. 

Blicken wir etwas weiter zurück auf das im Jahre 1532 
von Kaiſer Karl V. publicirte Reichs-Strafgeſetz, ein Geſetz, 
welches bis in die zweite Hälfte des 18. Jahrhunderts hinein 
die Strafrechtspflege in dem bei weitem größten Theile Deutſch— 
lands beherrſchte. Dort finden wir neben den verſtümmelnden 
Strafen, als Abſchneiden der Zunge, der Ohren, Abhauen der 
Finger, eine reiche Auswahl verſchiedenartiger Todesſtrafen. 
Denn außer den einfachen Strafen, des Köpfens, Hängens 
und Ertränkens, werden noch die qualificirten, das Rädern, 
das lebendig Verbrennen, das Viertheilen und das lebendig 
Begraben angedroht. In das Ermeſſen des Richters war es 
überdem geſtellt, ob er die eine oder die andere dieſer Todes— 
ſtrafen durch Schleifen des Verbrechers zur Richtſtätte, oder 
dadurch ſchärfen wollte, daß der Verbrecher auf dem Wege 
zur Richtſtätte mit glühenden Zangen geriſſen wurde. 

Derartiges iſt uns heute geradezu unverſtändlich geworden, 
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und nur mit einer gewiſſen Anſtrengung der Phantaſie ver⸗ 
mögen wir es, uns Zuſtände vorzuſtellen, in denen Strafarten, 
wie die genannten, für nothwendig erachtet werden konnten. 
Wie ſehr und wie lange dies aber der Fall war, dafür mag 
eine Notiz aus der Geſchichte des preußiſchen Strafrechts den 
Beweis liefern. Das bekanntlich im Jahre 1794 publicirte 
Allg. Landrecht hatte neben anderen — und zwar in mannigfacher 
Weiſe ſchärfungsfähigen — Todesſtrafen auch noch die des 
Räderns aus dem früheren Rechte beibehalten. Dieſe Strafe 
wurde jedoch ſeit dem Regierungsantritte Friedrich Wilhelms III. 
in der Weiſe vollzogen, daß der Delinquent auf eine den Zu⸗ 
ſchauern nicht bemerkbare Weiſe ſtrangulirt wurde und erſt 
dann, ſomit an dem Leichnam, der Akt des Räderns vor ſich 
ging. Ein Geſetz beſtimmte dies nicht, ſondern es wurde dieſe 
Art des Strafvollzuges bei jedem vorkommenden Falle durch 
eine beſondere Kabinets-Ordre anbefohlen. — Unzweifelhaft iſt 
es, daß die Beſeitigung der Strafe des Räderns den Regierungs- 
antritt Friedrich Wilhelms III. in ähnlicher Weiſe inaugurirt 
haben würde, wie dies mit Beſeitigung der Folter bei dem 
Regierungsantritt Friedrichs des Großen der Fall war, — 
hätte man nicht damals dieſe Art der Todesſtrafe noch für un— 
entbehrlich gehalten. 


Doch genug der Beiſpiele von Täuſchungen über dasjenige, 
was zur Erhaltung der Rechtsordnung als nothwendig hinge— 
ſtellt wurde. Und im Hinblick auf dieſe Täuſchungen wird die 
Behauptung nicht zu gewagt ſein, daß das bloße Beſtehen der 
Todesſtrafe für die Nothwendigkeit derſelben nichts beweiſe, 
daß vielmehr die Frage nach den Gründen für die Noth— 
wendigkeit vollkommen berechtigt iſt. 
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Was man nun hauptſächlich zu Gunſten der Todesſtrafe 
anführt, iſt, daß durch dieſe Strafart mehr als durch 
eine andere von der Begehung der Verbrechen abge- 
ſchreckt werde. Diejenigen, ſo ſagt man, welche dem er— 
ſchütternden Akte beiwohnen, der einem Mitmenſchen als Folge 
ſeines Verbrechens das Leben nimmt, werden den ernſten Ort 
in einer Stimmung verlaſſen, welche geeignet iſt, nachhaltig 
von verbrecheriſchen Handlungen abzuhalten. 

Die Erfahrungen ſtimmen indeſſen mit dieſer Annahme 
in keiner Weiſe üherein. Ein engliſcher Gefängnißgeiſtlicher 
z. B. hatte während der Dauer ſeines Amtes 167 Delinquenten 
in ihren letzten Stunden Beiſtand geleiſtet — und von dieſen 
167 hatten nicht weniger als 161 erwieſenermaßen öffentlichen 
Hinrichtungen beigewohnt. Selbſt bei den nächſten Angehörigen 
des Verurtheilten war in manchen Fällen nichts von abjchreden- 
der Wirkung zu bemerken. 

„Sohn! ich hoffe, daß du muthig wie dein Vater ſtirbſt!“ 
ſo ließ ſich bei einer Hinrichtung in England die Stimme der 
Mutter des Delinquenten aus der Maſſe der Zuſchauer ver— 
nehmen. Es kam vor, daß, nachdem ein Mann wegen Bank— 
noten⸗Fälſchung hingerichtet, und ſeine Leiche den Verwandten 
ausgeliefert war, Polizeibeamte die Angehörigen des Hinge⸗ 
richteten antrafen, als ſie falſche Banknoten im Munde der 
Leiche verbargen. 

Und andere Länder weiſen ähnliche Erſcheinungen auf. Als 
man in Boſton nach längerer Zeit wieder einmal einen Brand— 
ſtifter hatte hinrichten laſſen, häuften ſich nach dieſem Ereigniſſe 
in Boſton ſelbſt und in der Nähe dieſer Stadt die Brandſtif⸗ 
tungen in einem ſo erheblichen Grade, daß die Regierung 
amtliche Ermittelungen anſtellen ließ; und dieſe ergaben, daß 
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alle ſpäteren Brandſtifter bei der letzten Hinrichtung gegen⸗ 
wärtig geweſen waren. 

Wenn es hienach den Anſchein gewinnt, daß öffentliche 
Hinrichtungen ſtatt zur Verminderung der Verbrechen eher zur 
Vermehrung derſelben beitragen, ſo darf man ſich über dies 
Reſultat wahrlich nicht wundern, wenn man den tief entſitt⸗ 
lichenden Einfluß berückſichtigt, welchen derartige Akte der Ge- 
rechtigkeit herbeiführen. 

In der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts verſchob man 
in Rom die Hinrichtung und die Folterung der Delinquenten 
auf die Zeit des Karnevals. Die Qualen des Verurtheilten waren 
eine Art Faſchings⸗Luſtbarkeit, dem Pöbel auf Koſten der Re⸗ 
gierung dargeboten und von demſelben gern entgegengenommen. 
Und das, wozu in jener Zeit die öffentlichen Hinrichtungen 
unter den Augen des Oberhauptes der katholiſchen Chriſtenheit 
gemacht wurden, ſind ſie im Weſentlichen überall da geblieben, 
wo ſie überhaupt noch exiſtiren — Schauſpiele für den Pöbel 
— ein vorzugsweiſes Stimulans, die ſchon vorhandene Rohheit 
zu vollem Bewußtſein ihrer ſelbſt zu bringen. Dickens war 
Zeuge, als im Jahre 1849 in London die Eheleute Manning 
hingerichtet wurden. Den Eindruck, den er bei dieſer Gelegen— 
heit empfing, ſchilderte er in folgenden Worten: „Das ruchloſe 
und leichtfertige Benehmen der zahlloſen Volksmenge war eine 
jo ſchauerhafte Scene, wie fie kaum ein Menſch ſich vorſtellen, 
und wie ſie ſchwerlich in irgend einem Heidenland unter der 
Sonne vorkommen kann. Die Schrecken des Galgens und des 
Verbrechens, das die elenden Mörder an denſelben gebracht, 
verſchwanden in meiner Seele vor dem gräuelhaften Gebaren, 
der Miene und der Sprache der verſammelten Zuſchauer. Als 
die beiden Geſchöpfe zuckend in die Luft emporſchnellten, da 
zeigte ſich keine Rührung, kein Mitleid, keine Beſinnung dafür, 
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daß zwei unſterbliche Seelen vor ihren Richter getreten; die⸗ 
ſelben Unfläthereien dauerten fort, und es war, als verſtände 
ſich's von ſelbſt, daß die Menſchen vergehen wie das Vieh. 
Ich kenne das Londoner Leben in ſeiner ſchlimmſten Verdorben⸗ 
heit; aber es iſt meine feierliche Ueberzeugung, daß der größte 
Scharfſinn Nichts zu erdenken vermöchte, was, in ſo engem 
Raume und in ſo kurzer Zeit, ſo viel Unheil ſtiften kann, wie 
eine einzige öffentliche Hinrichtung.“ — 

Die überall erkannten Nachtheile der öffentlichen Hinrich— 
tung haben denn bekanntlich dahin geführt, die Vollziehung 
der Todesſtrafe der Oeffentlichkeit zu entziehen. In einzelnen, 
freilich in der Minderzahl, der Nordamerikaniſchen Staaten 
wurde dieſe ſ. g. Intramuran-Hinrichtung ſeit dem Jahre 
1835 in Anwendung gebracht; und es hat dieſes Vorbild auch 
in einzelnen deutſchen Staaten, namentlich in Preußen und in 
Baiern, Nachahmung gefunden. An anderen Orten, wie in 
England, Frankreich, Belgien, Piemont, kam die Frage über die 
Einführung der Intramuran⸗Hinrichtung innerhalb der geſetz— 
gebenden Behörden zwar zur Diskuſſion, es blieb jedoch in 
den genannten Staaten bei der öffentlichen Hinrichtung. 

Bemerkenswerth erſcheint es namentlich, daß durch die 
Unterſuchungen der engliſchen Parlaments-Kommiſſion des 
Jahres 1856 die Nachtheile der öffentlichen Hinrichtungen zwar 
allgemein anerkannt wurden, daß man aber die Einführung 
der geheimen Vollſtreckung der Todesſtrafe wegen der mannig⸗ 
fachen auch ihr entgegenſtehenden Bedenken nicht befürworten 
mochte. Man machte namentlich darauf aufmerkſam, daß mit 
dem Aufgeben der öffentlichen Hinrichtungen der wichtigſte 
Grund für die Todesſtrafe überhaupt, nämlich die lb» 
ſchreckung, fortfiele, — daß es unverſtändlich ſein würde, wollte 


man die geſammte Juſtiz öffentlich verwalten und den letzten 
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bedeutungsvollſten Akt derſelben heimlich vornehmen; dies 
würde wenigſtens bei einem Theile der Bevölkerung, nament⸗ 
lich ſo lange als für politiſche Verbrechen die Todesſtrafe noch 
nicht geſetzlich aufgehoben ſei, ein gewiſſes Mißtrauen gegen 
die Juſtiz entſtehen laſſen. Ereignete ſich dann einmal der 
Fall, daß bei einer geheimen Hinrichtung die ſchauderhaften 
Vorfälle der Verzweiflung und des Kampfes des Hinzurichtenden 
oder des Mißlingens der Vollſtreckung vorkämen, ſo würde 
das Gerücht nicht verfehlen, den Vorfall mit Uebertreibung zu 
verbreiten und zum Nachtheile der Juſtiz auszubeuten. Min⸗ 
deſtens müßten alſo von der Geſetzgebung Bürgſchaften für 
die Regelmäßigkeit des Vorganges durch officielle Zuſchauer, 
welche als Urkundsperſonen der Hinrichtung beiwohnen, darge 
boten werden. Dies habe aber auch ſeine nicht zu verkennenden 
Schwierigkeiten. Denn wolle man, wie dies vorgeſchlagen, 
die Mitglieder der verurtheilenden Jury zu derartigen Urkunds⸗ 
perſonen beſtimmen, ſo könne man mit Sicherheit darauf 
rechnen, daß die Geſchwornen, ehe ſie ein Schuldig mit der 
Konſequenz, auch der Exekution des Urtheils beizuwohnen, 
ausſprächen, lieber den Angeklagten freiſprechen würden. Wolle 
man dagegen Mitglieder des Gemeindevorſtands deputiren, ſo 
erſcheine es unerhört, die Uebernahme einer ſolchen ſtaatsbür⸗ 
gerlichen Pflicht zu erzwingen; ſähe man aber von dem 
Zwange ab, ſo könne der Fall leicht eintreten, daß bei einer 
höheren Geſittung und demgemäß auch größeren Abneigung 
gegen das blutige Schauſpiel, die Hinrichtung ohne Zeugen, 
alſo als eine vollſtändig geheime ſtattfinden müſſe. Wie richtig 
dieſer letzte Grund iſt, zeigt ſich bei den betreffenden Beſtim⸗ 
mungen des Preußiſchen und des Bairiſchen Strafgeſetzbuchs. 
Während erſteres noch im Jahre 1851 nahe daran war, die 
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meindemitgliedern als eine Pflicht zu fordern, findet letzteres 
zehn Jahre ſpäter ſchon Veranlaſſung, ausdrücklich darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß eine ſolche Verpflichtung für die von dem 
Gemeindevorſtande Berufenen nicht eriftire. 

Mag man nun aber gegen die Intramuran⸗ Hinrichtung 
mancherlei Bedenken erheben können, ſo iſt es doch zweifellos, 
daß, wenn die Wahl ausſchließlich zwiſchen Intramuran⸗ und 
öffentlicher Hinrichtung getroffen werden muß, man ſich un⸗ 
bedenklich für erſtere entſcheiden wird. 

Verſtehen freilich kann man deſſen ungeachtet die Geſetz⸗ 
gebung derjenigen Länder, welche die Intramuran⸗Hinrichtung 
einzuführen nicht für nothwendig erachteten. Denn für die 
zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts iſt die Frage, in welcher 
Weiſe die Todesſtrafe zu vollſtrecken, mindeſtens eine ver⸗ 
ſpätete; die einzige, der Civiliſation dieſer Zeit entſprechende 
Frage kann nur die ſein, ob überhaupt die Todesſtrafe 
beibehalten werden darf. 

Seitdem die Intramuran⸗Hinrichtung in Gebrauch ge— 
kommen, iſt die Zahl derer, welche die abſchreckende Wirkſam⸗ 
keit in der öffentlichen Vollziehung der Todesſtrafe er— 
blickten, ſehr zuſammengeſchmolzen. Man half ſich aber 
damit, die phyſiſche in eine pſychiſche Abſchreckung zu ver⸗ 
wandeln! — 

Wie viel Werth die eine oder die andere Art der Ab— 
ſchreckung hat, das werden die Erfolge ſolcher Geſetzgebungen 
ergeben, welche die Todesſtrafe ſei es theilweiſe, ſei es ganz 
entbehren zu können glaubten. — Bemerkenswerth iſt in dieſer 
Beziehung die Thatſache, daß, ſelbſt da, wo die Todesſtrafe 
beibehalten wird, dennoch in jedem neuen Strafgeſetzbuch die 
Zahl der todeswürdigen Verbrechen eine geringere wird. So 
iſt beiſpielsweiſe in Baiern die Todesſtrafe ſeltener angedroht, 
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als es in Preußen der Fall iſt. Das jetzt geltende pre u ßiſche 
Strafgeſetzbuch hat die Todesſtrafe in vielen Fällen aufgehoben, 
in denen das allgemeine Landrecht dieſelbe noch kannte; das 
gleiche geſchah in Baiern, als durch das jetzt geltende Geſetz⸗ 
buch das vom Jahre 1813 beſeitigt wurde; und ebenſo 
war es überall da der Fall, wo an Stelle des ſ. g. gemeinen 
deutſchen Strafrechts die Strafgeſetzbücher der einzelnen deut⸗ 
ſchen Staaten traten. 

Was wäre nun aber die Folge geweſen, wenn die bis 
dahin angedrohte Todesſtrafe die Wirkung gehabt hätte, durch 
ihre abſchreckende Kraft Verbrechen zu verhindern? Unſtreitig 
keine andere, als daß diejenigen Verbrechen, welche das neuere 
Geſetz nicht mehr mit der To desſtrafe bedroht, häufiger hätten 
vorkommen müſſen. Daß dieſes aber nicht der Fall ſein kann, 
dafür ſpricht unwiderleglich der Umſtand, daß es nicht ein oder 
das andere Land iſt, welches im Laufe der Zeit die Zahl der 
todeswürdigen Verbrechen vermindert hat, ſondern daß dieſes 
der Reihe nach in allen civiliſirten Staaten geſchehen iſt; 
eine Erſcheinung, die unzweifelhaft nicht wahrzunehmen wäre, 
wenn auch nur in einem Staate die Erfahrung dargethan 
hätte, daß der Fortfall der Todesſtrafe für ein beſtimmtes 
Verbrechen die häufigere Begehung deſſelben provocirt hätte. 
Zwar ſtatiſtiſche Angaben hat man in dieſer Beziehung nicht 
überall geſammelt, vielleicht deswegen nicht, weil, was man 
durch ſolche ſtatiſtiſche Arbeiten beweiſen könnte, noch von 
Niemandem beſtritten worden iſt. In England war beiſpiels⸗ 
weiſe die Todesſtrafe früher auf nicht weniger als 160 ver⸗ 
ſchiedene Verbrechen ausgedehnt. Noch in den Jahren 1821—30 
wurden wegen Pferdediebſtahls 46, wegen Fälſchung 44; in 
den Jahren 1831—40 wegen Brandſtiftung 53 Menſchen hin⸗ 
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Verbrechen zwar noch 7 übrig geblieben, jedoch wurde ſeit 
dem Jahre 1841 außer wegen Mordes keine Todesſtrafe mehr 
vollſtreckt. 

Und was war hievon die Folge? 

Weder die Pferdediebſtähle, noch die Brandſtiftungen, 
noch die Fälſchungen, noch irgend welche andere Verbrechen 
haben ſich, wie dieſes die ſtatiſtiſchen Angaben nachweiſen, 
vermehrt. Als es ſich jedoch darum handelte, für die genannten 
Verbrechen die Todesſtrafe aufzuheben, da hörte man im Par⸗ 
lament die nämlichen Beſorgniſſe äußern, die jetzt noch gegen 
die gänzliche Beſeitigung der Todesſtrafe angeführt werden. 
Und in England bietet ſich hiezu, beiläufig geſagt, jedes 
Jahr die Gelegenheit, da der Antrag auf gänzliche Bejeiti- 
gung der Todesſtrafe dort bereits zu den in jeder Seſſion 
regelmäßig wiederkehrenden gehört. 

Doch bedeutſamer als dieſe, ſind jedenfalls die in jenen 
Ländern gemachten Erfahrungen, welche die Todesſtrafe voll⸗ 
ſtändig beſeitigten. 

Ich führe zunächſt Oeſterreich an. Kaiſer Joſeph II. 
erließ in den Jahren 1781 und 1783 zwei Verordnungen — 
die aber noch nicht öffentlich bekannt gemacht wurden, — wo⸗ 
nach die erkannten Todesurtheile nicht publicirt, ſondern an 
den Kaiſer geſendet werden ſollten. Dies hatte die Folge, daß 
von 1781—1787 nur ein einziges Todesurtheil vollſtreckt 
wurde. Darauf erfolgte durch Geſetz vom 2. April 1787 die 
öffentlich verkündigte geſetzliche Aufhebung der Todesſtrafe. — 
Anträgen, die von den oberſten Stellen aus erfolgten, 
gab Franz II. nach und führte 1796 die Todesſtrafe für den 
Hochverrath wieder ein; aber erſt durch das im Jahre 1803 
publicirte Geſetzbuch wurde den auf weitere Ausdehnung der 
Todesſtrafe gerichteten Anträgen nachgegeben. Es geſchah 
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dieſes auf eine der Form wie dem Inhalte nach bemerkens⸗ 
werthe Weiſe. Der Kaiſer ſah ſich nämlich veranlaßt, durch 
ein beſonderes Hofdekret die Wiedereinführung der Todesſtrafe 
zu rechtfertigen, und er begann dieſe Rechtfertigung damit, 
ſelbſt die Thatſache zu bezeugen, daß ſich die Zahl der 
Verbrechen ſeit Aufhebung der Todesſtrafe nicht 
vermehrt habe, — woran ſich dann einige Phraſen über 
„verhärtete Gemüthsart“, „Gräßlichkeit der That“ ıc. ꝛc., an⸗ 
ſchloſſen. — Durch derartige Motive geſtützt, beſteht denn 
wieder ſeit dem Jahre 1803 die Todesſtrafe in Oeſterreich. — 

Ein Jahr früher noch als in Oeſterreich wurde die Todes⸗ 
ſtrafe in Toskana aufgehoben. Nachdem zwölf Jahre lang 
keine Hinrichtung ſtattgefunden hatte, wurde das Geſetzbuch 
von 1786 publicirt. Der Großherzog Leopold ſpricht ſich in 
den Motiven zu demſelben dahin aus, daß grauſame Strafen 
nur Nachtheile erzeugen, daß die Beſſerung der Verbrecher, 
woran nicht gezweifelt werden darf, ein Hauptzweck der 
Strafe neben der Sicherung der Geſellſchaft und dem öffent⸗ 
lichen Beiſpiel ſein muß, dieſer Zweck aber weit ſicherer durch 
gute Gefängniſſe erreicht werden könne, als durch die mit dem 
Karakter des toskaniſchen Volkes im Widerſpruch ſtehende 
Todesſtrafe. In dieſer Weiſe motivirt, wurde im 
Jahre 1786 in Toskana die Todesſtrafe aufgehoben. 
Der Erfolg zeigte, daß eine Vermehrung der Verbrechen 
nicht die Folge dieſer geſetzgeberiſchen Reform war. Als 
einige Jahre ſpäter in einigen Theilen des Landes Unruhen 
entſtanden, gab dies den Feinden der leopoldiniſchen Reformen 
eine nicht unwillkommene Vekanlaſſung, auch für die Wieder⸗ 
einführung der Todesſtrafe einzutreten. Dies gelang in ſoweit, 
als durch ein Geſetz vom Jahre 1790 der Hochverrath mit 
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Reaktion im Jahre 1795 noch einen weiteren Schritt zu thun; 
ſie erlangte die Todesſtrafe für einzelne Verbrechen gegen 
die Religion. 

Nachdem ſo für Staat und Kirche geſorgt war, konnte 
man nicht umhin, ſich auch des Mordes und der Vergiftung 
zu erinnern und auf dieſe Verbrechen ebenfalls die Todesſtrafe 
auszudehnen. — Aber auch nach der Wiedereinführung dieſer 
Strafe kam es zu keinen Hinrichtungen; theils fuchten die Ge⸗ 
richte die Todesurtheile zu umgehen, theils wurde die Exekution 
der publicirten Todesurtheile durch Begnadigung abgewandt. — 
Manche Schickſale hat ſeitdem die Todesſtrafe in Toskana erlebt 
— fie blühte namentlich jo lange, als auch hier der franzöſiſche 
code penal Geltung hatte. Aber es blieb die Oppoſition des 
toskaniſchen Volkes gegen die Todesſtrafe beſtehen; und das 
wirkte auf die Praxis — oft fanden Jahrelang keine Hinrich⸗ 
tungen ſtatt — und auch auf die Geſetzgebung. Ich führe 
namentlich an, daß, nachdem ſeit dem Jahre 1830 keine Hin⸗ 
richtung ſtattgefunden hatte, wiederum durch ein Geſetz vom 
11. Oktober 1847 die Todesſtrafe abgeſchafft wurde. Am 
16. November 1852 führte man ſie dann wieder ein, jedoch 
mit der Zuſatzbeſtimmung, daß bei dem Morde das Gericht 
wegen Milderungsgründen auf lebenslängliches Zuchthaus er⸗ 
kennen dürfe. Die Bevölkerung und der Richterſtand nahmen 
das Geſetz mit gleichem Unwillen auf, und als in Befolgung 
deſſelben einmal ein Todesurtheil ausgeſprochen wurde, ent⸗ 
ſtand hierüber eine ſolche Aufregung, daß der Großherzog be⸗ 
gnadigen mußte. Die ſardiniſche Regierung hat dann durch 
Dekret vom 10. Januar 1860 die Todesſtrafe für Toskana 
wieder aufgehoben, wobei es bis jetzt geblieben iſt. 

Aber auch die neueſte deutſche Geſchichte liefert einen 
lehrreichen Beitrag, die behauptete Nothwendigkeit der Todes⸗ 
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ſtrafe richtig würdigen zu lernen. Im Jahre 1848 beſchloß die 
deutſche Nationalverſammlung, daß die Todesſtrafe abgeſchafft 
werden ſolle, ausgenommen wo das Kriegsrecht ſie vorſchreibt, 
oder das Seerecht im Falle von Meutereien fie zuläßt. — In 
Folge dieſes Beſchluſſes wurde die Todesſtrafe aufgehoben in 
Sachſen⸗Weimar, Schwarzburg, Anhalt⸗Deſſau und Köthen, 
Koburg, Württemberg, Kurheſſen, Heſſen-Darmſtadt, Braun⸗ 
ſchweig, Baden, Naſſau, Bremen, Frankfurt, Oldenburg, Ham⸗ 
burg und Schleswig⸗Holſtein. Im Königreich Sachſen ges 
ſchah dies zwar nicht; die Regierung beſchloß jedoch im Ja- 
nuar 1849, daß die von den Gerichten erkannten Todesſtrafen 
nicht vollſtreckt, ſondern in eine andere Strafe verwandelt wer⸗ 
den ſollten; ein Beſchluß, der indeſſen wieder im Juni 1850 
zurückgenommen wurde. — Auch diejenigen Staaten, welche die 
Todesſtrafe in Folge jenes Beſchluſſes der Nationalverſammlung 
aufhoben, haben ſie wieder eingeführt mit Ausnahme von Ol⸗ 
denburg, Naſſau, Anhalt⸗Deſſau, Köthen und Bremen. — 

Wir dürfen dieſer Erſcheinung gegenüber billigerweiſe fras 
gen: Welches waren denn die kriminaliſtiſchen Erfahrungen, 
die es nothwendig erſcheinen ließen, in jo vielen deutſchen Staa⸗ 
ten die Todesſtrafe wieder einzuführen — und woher kam es, 
daß man die gleichen Erfahrungen beiſpielsweiſe in Oldenburg 
und Naſſau nicht machte und ſo bis auf den heutigen Tag 
(1. Juli 1867) die Todesſtrafe entbehren konnte? 

Aber ich meine, die Beantwortung dieſer Frage liegt nahe! 
Als man in Oeſterreich die Todesſtrafe wieder einführte, er⸗ 
klärte man ausdrücklich, daß die Vermehrung der Verbrechen 
dieſe Maßregel nicht erfordere. In Toskana erſchien und 
verſchwand die Todesdrohung je nach Bedarf der in ihren po— 
litiſchen Maximen ſo verſchiedenartigen Regierungen. Aber keine 
derſelben hat es auch nur behauptet, daß ſeit dem Geſetzbuche 
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von 1786 die ſtrafrechtlichen Zuſtände Toskana's die Wie⸗ 
dereinführung der Todesſtrafe jemals verlangt hätten. 

Aehnlich verhielt es ſich auch in Deutſchland. Abſchaffung 
der Todesſtrafe war im Jahre 1848 eine Forderung, die etwa 
auf gleicher Linie mit der nach Einführung der Geſchwornenge— 
richte ſtand. 

Die Erfahrung wird ſich aber immer wiederholen, daß, 
ſobald man eine Frage, die ihrer innerſten Natur nach eine 
Rechtsfrage iſt, zu einer politiſchen Parteifrage macht, das 
Recht ſelbſt darunter leidet. — So iſt das Geſchwornengericht 
in allen Fällen, wo man daſſelbe lediglich als politiſches In⸗ 
ſtitut auffaßte, zu der ihm gebührenden Bedeutſamkeit im Rechts⸗ 
leben nicht gelangt. — Und weil die Abſchaffung der Todes- 
ſtrafe in den deutſchen Staaten durch einen Beſchluß der Na⸗ 
tionalverſammlung veranlaßt war, ſo erſtand ſie wieder, ſobald 
diejenigen politiſchen Verhältniſſe, welche die Nationalverſamm⸗ 
lung ins Leben gerufen, geſchwunden waren. Die ausge- 
ſprochenen Gründe für Wiedereinführung der Todesſtrafe wa- 
ren erklärlicherweiſe andere. Aber auch unter dieſen wird man 
den entſcheidenden Grund, daß durch Beſeitigung der Todes— 
ſtrafe die Verbrechen ſich gemehrt hätten, vergeblich ſuchen. 
Diejenigen Staaten, welche wie Oldenburg und Naſſau die 
Todesſtrafe nicht wieder eingeführt haben, wiſſen bis auf den 
heutigen Tag nichts von einer Vermehrung der Verbrechen. 
Und ſo iſt es denn auch gekommen, daß in Naſſau trotz mehrfacher 
in Betreff der Wiedereinführung dieſer Strafe an die Gerichte 
ergangener Anfragen, dieſe ſich immer übereinſtimmend gegen 
einen ſolchen Schritt ausgeſprochen haben. 

Man hat ſelbſt der Befürchtung Worte gegeben, daß ja 
beiſpielsweiſe, da in Preußen die Todesſtrafe beſtehe, in Ol⸗ 
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Oldenburg locken könne, um fie dort zu ermorden. Fälle die⸗ 
ſer Art ſind indeſſen bis jetzt noch nicht beobachtet worden, 
ebenſowenig in Deutſchland wie in Amerika, wo auch nur in 
einzelnen der Unionsſtaaten die Todesſtrafe abgeſchafft iſt; und 
wie in der Schweiz, wo ſie nur im Canton Neuchatel fehlt. 
Die Furcht vor derartigen Nachtheilen kann alſo wohl als eine 
grundloſe auf ſich beruhen. 

Die eben gemachten Mittheilungen werden genügen, um 
den heutzutage in der Wiſſenſchaft durchaus unbeſtrittenen Satz 
zu begründen, daß die Todesſtrafe nicht ein geeignetes Mittel 
ſei, um von der Begehung der Verbrechen abzuſchrecken. Wie 
zwingend das Gewicht der Thatſachen auf theoretiſche Anſchau⸗ 
ungen gewirkt hat, dafür mag als gewiß bemerkenswerthes 
Beiſpiel die Aenderung angeführt werden, welche in der Anſicht 
eines der hervorragendſten deutſchen Kriminaliſten ſtattgefunden 
hat. Anſelm von Feuerbach ſtellte als die Baſis ſeiner. 
ſtrafrechtlichen Theorie den Satz auf, daß durch die Größe der 
gedrohten Strafe in dem Verbrecher die Furcht entſtehen werde, 
ein größeres Uebel in der Erduldung der Strafe erleiden zu 
müſſen, als die etwaigen Vortheile des zu begehenden Verbre— 
chens werth ſeien. — Feuerbach kam nun auch in die Lage, 
dieſe Strafrechtstheorie durch das unter ſeinem weſentlichen 
Einfluſſe entſtandene Bairiſche Straf geſetzbuch in das prak- 
tiſche Leben einzuführen. Und derſelbe Feuerbach, deſſen Theorie 
auf überwiegend ſchwere Strafen hinwies und deſſen Geſetzbuch 
durch harte Strafen und wahrlich häufig genug auch durch die 
Todesſtraſße von der Begehung der Verbrechen abſchrecken 
wollte — derſelbe Feuerbach gelangte nach einer Reihe von Jah⸗ 
ren, welche ihm die reichſte Gelegenheit dargeboten hatten, die 
praktiſchen Wirkungen ſeiner Theorie und ſeines Geſetzbuches 
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kennen zu lernen, dazu, in jeinen ſpäteren Lebensjahren jelbft 
ein Gegner der Todesſtrafe zu werden. 

Und doch! Wer wollte es leugnen, daß eine auf der Ba⸗ 
ſis verſtändiger Geſetze beruhende Strafrechtspflege zur Ver⸗ 
ringerung der Verbrechen erheblich beitrage! — Es kommt nur 
darauf an, die abſchreckende Wirkſamkeit der Strafgeſetze rich- 
tig zu verſtehen. — Erfahrungsmäßig ſind nämlich diejenigen 
Fälle die allerſeltenſten, in denen der Verbrecher ſeine Beſtra— 
fung ins Auge faßt — geſchieht dieſes und iſt da lebensläng⸗ 
liche Freiheitsſtrafe nicht im Stande, die Begehung des Ver— 
brechens zu hindern, ſo wird es die angedrohte Todesſtrafe 
auch nicht vermögen. — Die bei weitem meiſten Fälle ſind es 
dagegen, in denen der Verbrecher ſich der Hoffnung hingiebt, 
er werde entweder überhaupt nicht, oder doch nur in geringe⸗ 
rem Maße geſtraft werden. — Soll alſo das Strafgeſetz eine 
Repreſſion ausüben, ſo muß es durch die Gewißheit wirken, 
daß Strafe und zwar die gedrohte Strafe dem Verbrechen 
mit Sicherheit folgen werde. 

Harte Strafen laſſen ſich nun zwar leicht in dem Geſetze 
aufſtellen; aber deſto ſchwerer wird es, dieſelben wirklich in 
Anwendung zu bringen. Im günſtigſten Falle häufen ſich dann 
die Begnadigungsgeſuche in dem Maße, daß eine Gejeßesände- 
rung bald eintritt — ich erinnere an die verſchiedenen, wie ich 
glaube, noch nicht zum Abſchluß gekommenen Abänderungen 
unſeres jetzt geltenden preußiſchen Strafgeſetzbuches — oder es 
wird das Geſetz in der Weiſe interpretirt, daß es ums 
gangen werden kann — wie dieſes ja früher den ſ. g. gemein⸗ 
rechtlichen Quellen gegenüber oft genug geſchehen iſt. So haben 
denn die zu harten Strafgeſetze Unſicherheit der Anwendung 
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und der Geſetzgeber wird fich in der Lage ſehen, ſeine Ge- 
ſetze zu mildern, um ſie wirkſamer zu machen. — 

Wie ſteht es nun in dieſer Beziehung mit der Todes- 
ſtrafe? — 

Im Jahre 1830 hatten die engliſchen Bankiers in Folge 
vielfacher Banknotenfälſchungen erhebliche Verluſte zu beklagen. 
Sie vereinigten ſich zu einer Petition an das Parlament und 
ſprachen in derſelben das dringende Verlangen aus, daß die 
für dieſes Verbrechen beſtehende Todesſtrafe aufgehoben wer— 
den möge. 

Dieſer Petition lagen gewiß die denkbar praktiſchſten 
Motive zu Grunde. Die engliſchen Bankiers verlangten Si⸗ 
cherheit von dem Geſetze und, weil ſie dies verlangten, baten 
fie nicht um Einführung, ſondern um Aufhebung der To⸗ 
desſtrafe! — 

Noch im Jahre 1861 bekundet ein englicher Gefängniß⸗ 
geiſtlicher, daß wenn es ſich um einen Strafproceß handele, 
deſſen Ausgang die Todesſtrafe ſein könne, er regelmäßig den 
Eindruck empfange, als ob Richter, Geſchworne, Vertheidiger, 
Zeugen, Ankläger eine Art von Verſchwörung eingehen, um 
die Todesſtrafe abzuwenden. — Unterſtützt wird dieſe Anſchau⸗ 
ung durch den Umſtand, daß in England noch in den Jahren 
1859 und 1860 bei keinem Verbrechen die Zahl der Freiſpre⸗ 
chungen im Verhältniß zu den erhobenen Anklagen eine ſo große 
geweſen iſt, als gerade bei dem Verbrechen des Mordes. Und 
wie ſehr dieſe Reſultate mit der Abneigung der Geſchwornen 
gegen die Todesſtrafe zuſammenhängen, dafür wird, was Eng⸗ 
land betrifft, der Beweis durch Folgendes geliefert. Im, frü⸗ 
heren engliſchen Rechte ſtand die Todesſtrafe auf Diebſtahl, 
wenn der Werth des geſtohlenen Gutes 40 Schillinge oder mehr 
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geführt, daß im Laufe von 15 Jahren die Geſchwornen in 535 
Fällen den Werth des geftohlenen Objektes nicht auf 40, ſon⸗ 
dern auf 39 Schilling feſtgeſtellt hätten. 

In Amerika iſt es jetzt allgemein Gebrauch, daß jeder, der 
bei Anklagen wegen todeswürdiger Verbrechen zum Geſchwor— 
nendienſt berufen wird, die Frage zu beantworten hat, ob er 
die Todesſtrafe mißbilligt. Die Bejahung dieſer Frage hat die 
Folge, daß er nicht Geſchworner ſein kann. — In Frankreich 
läßt man ſo etwas nicht zu. — Als dort einmal der Fall vor⸗ 
kam, daß ein zur Aburtheilung eines Mordes berufener Ge⸗ 
ſchworner ſich als Gegner der Todesſtrafe bekannte, da wurde 
er von dem Gerichte mit der Strafe eines ausbleibenden Ge⸗ 
ſchwornen belegt. — Dafür bietet aber das franzöſiſche Recht 
den Geſchwornen ein anderes Hülfsmittel dar, um ſich mit der 
Todesſtrafe in geeigneter Weiſe abzufinden. Das Geſetz des 
Jahres 1832 geſtattet ihnen überall da, wo ſie ein Verdikt 
abzugeben haben, alſo auch bei den mit dem Tode bedrohten 
Verbrechen, das Vorhandenſein mildernder Umſtände zu dekre— 
tiren, und dieſe Zauberformel der eirconstances atténuantes be⸗ 
ſeitigt die Todesſtrafe in vollkommen legaler Weiſe. So wur: 
den beiſpielsweiſe im Jahre 1858 von 146 wegen Mordes An— 
geklagten, neben 31 vollſtändig Freigeſprochenen noch 83 andere 
durch dies eben erwähnte Hülfsmittel von der Todesſtrafe be- 
freit. In Preußen ſteht den Geſchwornen bekanntlich nicht die 
Befugniß zu, über die Anwendbarkeit der Todesſtrafe in dem 
vorkommenden einzelnen Falle zu Gericht zu ſitzen. Die ſtati⸗ 
ſtiſchen Tabellen weiſen indeſſen nach, daß von den in den 
Jahren 1860 —1862 wegen Mordes Angeklagten nur etwa 40 
pCt. der Anklage gemäß verurtheilt wurden. Nun wird ja 
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ſtrafe wirklich vollſtreckt. Es geſchieht dies doch nur als— 
dann, wenn Begnadigung nicht eintritt. 

In den Motiven zu neueren Strafgeſetz-Entwürfen findet 
man es wohl ausgeſprochen, daß dieſe und jene Härten des 
Entwurfs — deren ſich der Verfertiger ſelbſt bewußt gewor— 
den — durch die Begnadigung ausgeglichen werden könnten. 
Das iſt aber eine ſehr fehlerhafte legislatoriſche Erwägung. 
Denn ſoweit als die Kenntniß und die Erfahrung des Geſetz— 
gebers reicht, muß er ſein Geſetz ſo faſſen, als ob über— 
haupt das Begnadigungsrecht gar nicht exiſtirte. Die- 
ſes bleibt dann für diejenigen Fälle reſervirt, welche der Kennt⸗ 
niß auch des erfahrenſten und umſichtigſten Geſetzgebers entge— 
hen werden. Das Leben erzeugt fortdauernd neue Geſtaltungen 
— und das im Allgemeinen richtige Geſetz kann für den ein⸗ 
zelnen Fall ſich als ein zu hartes ergeben. Für ſolche Aus⸗ 
nahmsfälle wird die Begnadigung helfend eintreten, um da 
Recht zu gewähren, wo das Geſetz es nicht vermochte. Häufen 
ſich aber derartige Ausnahmen, oder werden ſie wohl gar die 
Regel, dann muß das auf dieſem Wege als fehlerhaft erwieſene 
Geſetz geändert werden — ſpeciell auch im Intereſſe des 
Begnadigungsrechts ſelbſt, deſſen Natur ſich dagegen 
ſträubt, zu alltäglichen Dienſtleiſtungen von der Rechtspflege 
in Anſpruch genommen zu werden. 

Und wenn jemals, jo iſt vor Allem in Folge der ſeit neue— 
rer Zeit beſtehenden proceſſualiſchen Vorſchriften alle Veranlaſ⸗— 
fung vorhanden, ſchoͤnende Anſprüche an das Begnadigungs⸗ 
recht zu ſtellen. — In früherer Zeit lag das geſammte zur Be- 
urtheilung des Straffalles erforderliche Material in den Akten 
— ſo konnte alſo auch dem Landesherrn, wenn ſeine Gnade 
geſucht wurde, Alles dasjenige unterbreitet werden, was zur 
Beurtheilung der begangenen That nach allen Richtungen hin 
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erforderlich ſein mochte. — Heute überläßt das mündliche Ver⸗ 
fahren nicht mehr als ein dürftiges Gerippe des verhandelten 
Falles den Akten, und Niemand, der nicht dem mündlichen Ver— 
fahren beigewohnt, wird behaupten dürfen, das Verbrechen in 
ſeiner Totalität ſicher würdigen zu können. 

Früher war die Rechtspflege nicht öffentlich. Wie das 
Verbrechen in ſeinen einzelnen Zügen ſich geſtaltete, das erfuh- 
ren nur diejenigen, denen Gelegenheit gewährt wurde, die Un⸗ 
terſuchungsakten einzuſehen. Leicht war es damals, mit gläu⸗ 
bigem Sinne die Gewährung wie die Verweigerung der Gnade 
hinzunehmen; fehlte doch hier wie auch dem richterlichen Ur⸗ 
theile gegenüber jede Grundlage zur Bildung einer eigenen Mei⸗ 
nung. Jetzt iſt das Strafverfahren öffentlich; bis in ſeine klein⸗ 
ſten Züge wird das begangene Verbrechen der Bevölkerung 
deutlich — es entſteht die Möglichkeit, den einen Fall mit dem 
anderen zu vergleichen — und die Frage iſt in mehr als einem 
Falle laut geworden: Warum wird dieſer begnadigt und jener 
nicht? — So ereigneten ſich beiſpielsweiſe in Belgien kurz nach 
einander folgende Fälle. In dem erſten hatte der Verurtheilte 
ſeine Mutter aus Habſucht ermordet — er wurde begnadigt — 
in dem zweiten hatte der Verbrecher in ſchändlicher Weiſe ſeine 
junge Frau hingeſchlachtet — er wurde begnadigt — und bald 
nachher traf ein Handwerker, aus einem Wirthshauſe kommend, 
wo er viel getrunken, einen Mann, der durch ſeine Angeberei 
zu einer Verurtheilung beigetragen hatte, und tödtete ihn im 
Streit — dieſer wurde hingerichtet. — Die voraufgegangenen 
Begnadigungen waren noch in zu friſchem Andenken und ſo war 
es natürlich, daß die Verweigerung der Gnade in dem letzten 
Falle Diskuſſionen hervorrief, wohl geeignet, das Vertrauen, 
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ſicht der Begnadigungs⸗Inſtanz in der erheblichſten Weiſe zu 
erſchüttern. — 

Anderes muß ich übergehen. Ich wollte nur durch ein⸗ 
zelne Andeutungen darauf aufmerkſam machen, wie gerade die 
für das gerichtliche Verfahren ſo ſegensreichen Einrichtungen 
ſolche Strafgeſetze durchaus erfordern, welche wenigſtens nicht 
gleich von vorne herein die weſentliche Mitwirkung des Begna⸗ 
digungsrechtes mit in Rechnung ziehen. Wie muß man nun 
— und zwar zunächſt im Intereſſe der Unantaſtbar⸗ 
keit des Begnadigungsrechtes — ein Strafmittel betrach⸗ 
ten, deſſen Exiſtenz ohne die mitwirkende Thätigkeit der Be⸗ 
gnadigung die Geſetze ſelbſt nicht zu denken vermögen? — 

Es iſt bekannt, daß in Preußen — und ebenſo in den 
meiſten anderen Staaten — ein Todesurtheil ohne landesherr⸗ 
liche Beſtätigung nicht vollſtreckt werden darf. Selbſtverſtänd⸗ 
lich heißt das nicht: Auch das rechtskräftige richterliche Urtheil 
ift, wenn es ein Todesurtheil iſt, nur ein unvollkommenes und 
bedarf zu ſeiner Vollſtändigkeit noch der landesherrlichen Be⸗ 
ſtätigung — denn das würde in Wahrheit nichts Anderes be⸗ 
deuten, als für todeswürdige Verbrechen die Juſtiz den Gerich⸗ 
ten entziehen und dieſelbe in das Kabinet verlegen — ſondern 
es kann nur heißen: Ueberall da, wo ein Todesurtheil geſpro⸗ 
chen iſt, will der Landesherr die Möglichkeit behalten, Gnade 
ergehen zu laſſen, gleichgültig ob der Verurtheilte die Gnade 
ſucht oder nicht. Und ſo heißt denn ſchließlich jede Beſtätigung 
eines Todesurtheils — Verweigerung der Gnade. — 

Von der größten Bedeutſamkeit für die Beurtheilung der 
Todesſtrafe iſt nun aber jedenfalls das Verhältniß der wirklich 
vollſtreckten und der durch Begnadigung beſeitigten Todes⸗ 
urtheile. 

Dem raſtloſen Fleiße des in allen ſtrafrechtlichen Reform⸗ 
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fragen mit jugendlicher Friſche vorangehenden Seniors der 
deutſchen Strafrechtswiſſenſchaft — Mittermaier — ver⸗ 
danken wir es, ſo ziemlich aus allen Kulturländern auch in 
Betreff dieſes Gegenſtandes die Erfahrungen zuſammengeſtellt 
zu finden. Dieſes reiche Material ergiebt aber faſt überein⸗ 
ſtimmend für alle Länder, daß die Vollſtreckung der Todes- 
ſtrafe Ausnahme, Begnadigung dagegen Regel iſt. — 

Was ſpeciell Preußen anbetrifft, ſo wurden hier in den 
Jahren 1818—1854 von 988 Verurtheilten mehr als zwei Drittel 
begnadigt. Die wenigſten Begnadigungen erfolgten unmittelbar 
nach Einführung des jetzt geltenden Strafgeſetzbuches: — in 
den 6 Jahren 1852—1857 wurde von 274 zum Tode Ver⸗ 
urtheilten nur 65 Begnadigung gewährt. — Dieſes Ber- 
hältniß ändert ſich aber vollſtändig ſeit dem Jahre 
1858. In den drei Jahren 1858 —60 finden wir 77 Bes 
gnadigungen und 11 Hinrichtungen. 1861 wurden von 37 
Todesurtheilen nur 5 beſtätigt. 1862 endlich waren bis zum 
Schluſſe des Jahres 19 Todesurtheile im Kabinet erledigt, 
und unter dieſen 19 Fällen waren 18 Begnadigungen. — 

Die angebliche Wirkſamkeit der Todesſtrafe auf die Ver⸗ 
minderung der Verbrechen zeigt in ihrem richtigen Lichte auch 
die preußiſche Verbrecher-Statiſtik. Das Preuß. Strafgeſetzbuch 
kennt nämlich noch einzelne Arten des Todtſchlages, die mit 
dem Tode bedroht ſind. — Nun wurden wegen ſolcher Todt⸗ 
ſchläge in den Jahren 1855—57, 14 hingerichtet; in den 
Jahren 1858 60 dagegen nur einer. Die Folge davon war, 
daß die Zahl der Todtſchläge überhaupt in den Jahren 1859 
—61 gegenüber der in den Jahren 1856—58 ſich um 54 
vermindert hatte. In den Jahren 1855—57 wurden wegen 
Mordes 64 hingerichtet; und die Zahl der wegen dieſes Ver⸗ 
brechens Verurtheilten betrug 128. — Und nachdem in den 
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Jahren 1858— 60 ſtatt 64 nur 10 wegen Mordes hingerichtet 
waren, betrug die Zahl der wegen Mordes Verurtheilten in 
den drei folgenden Jahren nicht mehr 128, ſondern nur noch 8 5.— 


Ziehen wir das Reſultat: 

Iſt ein todeswürdiges Verbrechen begangen, ſo wirken in 
höherem Grade als bei anderen Verbrechen die mannigfaltigſten 
Verhältniſſe zuſammen, um die richterliche Verurtheilung zur 
Todesſtrafe nicht eintreten zu laſſen. 

Erfolgt aber die richterliche Verurtheilung, ſo wird in 
den meiſten Fällen die Todesſtrafe durch Begnadigung be- 
feitigt. 

Hieraus ergiebt ſich, daß es keine Strafe giebt, deren 
wirkliches Eintreten ſo unwahrſcheinlich iſt, als gerade die 
Todesſtrafe. Hängt nun die repreſſive Wirkung eines Straf⸗ 
mittels von der Beſtimmtheit ſeiner Anwendung ab, ſo wird 
man nicht wohl ein zweites Strafmittel finden, welches heut⸗ 
zutage eine gleich geringe Repreſſion wie die Todesſtrafe aus⸗ 
zuüben im Stande iſt. 

Außerdem iſt es auch unbeſtreitbar erwieſen, daß die 
Verminderung der Hinrichtungen und das gänzliche Aufhören 
derſelben keine Vermehrung der bis dahin todeswürdigen Ver⸗ 
brechen zur Folge gehabt hat. Im Gegentheil fehlt es nicht 
an Erfahrungen, welche zeigen, daß nach eingetretener Ver⸗ 
minderung und dem gänzlichen Fortfall der Hinrichtungen die 
todeswürdigen Verbrechen ſich ebenfalls verminderten. 

Daraus iſt der Schluß zu ziehen, daß die Todesſtrafe, 
wenn nicht geradezu ſchädlich, ſo doch zur Aufrechthaltung der 
Rechtsordnung vollkommen überflüffig iſt 


Dieſes Reſultat iſt für die Beurtheilung der Todesſtrafe 
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von der allererheblichſten Bedeutung. Denn mit dem voll» 
kommenſten Rechte wird man jetzt auf eine befriedigende Be⸗ 
antwortung der gewiß ernſten Frage dringen: Wie kann die 
To desſtrafe eine gerechte Strafe ſein, wenn dieſelbe 
zur Aufrechterhaltung der Rechtsordnung nicht noth- 
wendig iſt? 

Die Vertheidiger der Todesſtrafe ſagen nun Folgendes: 
Die Gerechtigkeit erfordert es, daß die Größe der Strafe der 
Größe des begangenen Verbrechens entſpreche. Nimmt man 
die Todesſtrafe, jo entzieht man damit der Strafrechtspflege 
dasjenige Strafmittel, welches allein den ſchwerſten Verbrechen 
entſprechend iſt. Und als ſolche Verbrechen, welche ihrer 
Schwere wegen die Todesſtrafe nothwendig erſcheinen laſſen, 
werden namentlich zwei genannt: der Hochverrath und der 
Mord. 

In Betreff des Hochverrathes beſchränke ich mich auf die 
Bemerkung, daß die Strafbeſtimmungen, welche ſich auf dieſes 
Verbrechen beziehen, ihre Grundlage in einem römiſchen Im⸗ 
peratorengeſetze finden. Und wenn je ein Strafgeſetz die Be⸗ 
zeichnung eines berüchtigten mit Recht verdiente, ſo war es 
jenes von den Römiſchen Kaiſern Arkadius und Honorius er⸗ 
laſſene Hochverrathsgeſetz. — Die goldene Bulle nahm daſſelbe 
indeſſen auf und vermittelte dadurch im Wege der Geſetzgebung 
die hiſtoriſche Kontinuität zwiſchen den Römiſchen und unſern 
heutigen Hochverrathsbeſtimmungen. — 

Im Uebrigen will ich mich auf die Erörterung der Frage, 
ob die Todesſtrafe für den Hochverrath zu rechtfertigen, nicht 
einlaſſen. Denn eine genügende Beantwortung derſelben 
würde jedenfalls ein Zurückgehen auf gemachte Erfahrungen 
nothwendig werden laſſen. Für Deutſchland liefert dieſe Erfahrun⸗ 
gen die Geſchichte der Hochverrathsproceſſe in den letzten funfzig 
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Jahren, und ich bezweifle keinen Augenblick, daß jeder, der 
dieſen Theil deutſcher Geſchichte kennt, ein vollkommen richtiges 
Urtheil über die für politiſche Verbrechen angedrohte Todes⸗ 
ſtrafe gewonnen haben wird. — 

Es bliebe alſo nur noch das Verbrechen des Mordes 
übrig. 

Die glänzendſten Namen, welche die Philoſophie kennt, 
Kant und Hegel fordern die Todesſtrafe für dieſes Ver⸗ 
brechen. Kant ſtellt für das Strafmaß den Grundſatz der 
Gleichheit von Verbrechen und Strafe auf. „Was für ein 
unverſchuldetes Uebel Du einem Anderen zufügſt, das fügſt Du 
dir ſelbſt zu. Beſchimpfſt Du ihn, ſo beſchimpfſt Du Dich 
ſelbſt; beſtiehlſt Du ihn, ſo beſtiehlſt Du Dich ſelbſt; ſchlägſt 
Du ihn, ſo ſchlägſt Du Dich ſelbſt.“ Dieſe Gleichheit ſoll 
aber nicht buchſtäblich durchgeführt werden. Es genüge viel⸗ 
mehr, wenn fie nur der Wirkung nach mit Berückſichtigung 
der Empfindungsart des Verbrechers erfolge. So ſoll z. B. 
der Vornehme für die Schläge, welche er dem Niederen „zu— 
mißt“, nicht wieder geſchlagen, ſondern nur zur Abbitte ge⸗ 
nöthigt und eingeſperrt werden; denn dies bewirke ſchon eine 
Beſchämung des Vornehmen, die der Beſchämung gleich komme, 
welche der Niedere durch die empfangenen Schläge erlitten 
hat. Hegel will auch eine gewiſſe Gleichheit von Verbrechen 
und Strafe. Dies ſoll aber auch keine ſpeeifiſche Gleichheit 
ſein, ſondern nur eine Gleichheit nach dem Werthe, der 
durch eine gewiſſe Abſchätzung zu finden ſei. Für den Mord 
aber verlangen Kant wie Hegel die ſpecifiſche Gleichheit, 
nämlich die Todesſtrafe. Denn auf andere Weiſe könne hier 
die Gleichheit nicht durchgeführt werden. Es ſei keine Gleichheit 
zwiſchen dem elendeſten Leben und dem Tode. Dem abſichtlich zu= 
gefügten Tode komme nur der gerichtlich auferlegte Tod gleich. — 
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Es würde mich zu weit führen, wollte ich den Nachweis 
liefern, daß ſowohl die Kant'ſche Formel — die Strafe ſoll 
der Wirkung nach dem Verbrechen gleich ſein — wie auch 
die Hegel'ſche — die Strafe ſoll dem Werthe nach dem 
Verbrechen gleich ſein — zur praktiſchen Beantwortung allge 
meiner oder ſpecieller legislatoriſcher Fragen vollkommen un⸗ 
brauchbar find. Daß aber die allerdings ſehr praktiſche For— 
derung der Todesſtrafe durchaus unbegründet daſteht, dafür 
darf ich den Beweis beibringen, weil er in wenigen Worten 
beigebracht werden kann. Iſt nämlich die Todesſtrafe für den 
Mord eine abſolute Forderung der Gerechtigkeit, ſo 
iſt jede Begnadigung eines Mörders eine Ungerechtigkeit. Will 
man alſo die Begnadigung eines Mörders überhaupt noch als 
einen Akt der Gerechtigkeit gelten laſſen, ſo darf man höchſtens 
behaupten, daß die Todesſtrafe manchmal eine abſolute 
Forderung der Gerechtigkeit ſei. Rechtfertigt ſich die Todes— 
ſtrafe, weil „auch zwiſchen dem elendeſten Leben und dem Tode 
keine Gleichheit ſei“, ſo müßte die Todesſtrafe für jede 
durch menſchliche Schuld alſo auch für die durch Fahrläſſig— 
keit herbeigeführte Tödtung eintreten. Will man aber — 
freilich ganz willkürlich — dieſe Ungleichheit nur für den 
durch abſichtliche Tödtung entſtandenen Tod behaupten, ſo 
kann man die Todesſtrafe nicht auf den Mord beſchränken, 
muß fie vielmehr auf jede abſichtliche Toͤdtung ausdehnen. 
Soll aber endlich das ſpecifiſch Gleiche da eintreten, wo für 
das von dem Verbrecher angerichtete Uebel ein dem Werthe 
oder der Wirkung nach gleiches Uebel nicht gefunden werden kann, 
ſo muß man es für vollkommene Willkür erklären, wenn be⸗ 
hauptet wird, daß ein ſolches Aequivalent für das widerrecht— 
lich genommene Leben nicht gefunden werden kann, wohl aber 
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Das ältere deutſche Recht, welches derartige Verletzungen 
tarirte, tarirte auch das menſchliche Leben, jedoch nicht mit 
dem Erfolge, daß der Schuldige durch Bezahlung der Taxe 
von Strafe frei wurde. — Aelter als die Strafrechts⸗ 
theorie von Kant und Hegel iſt die Talionstheorie — dieſe 
fordert aber nicht blos Leben um Leben, ſondern konſequent 
auch Auge um Auge und Zahn um Zahn. Der Sache nach 
wird an dieſer wie man fie mit Recht nennt „rohen“ Wieder⸗ 
vergeltungstheorie dadurch nichts geändert, daß man, die 
Konſequenzen ſcheuend, nur Leben um Leben fordert, und dann 
die Nacktheit dieſer Forderung mit einer philoſophiſchen Formel 
zu bedecken ſucht. 


Die Todesſtrafe, ſo wie wir dieſelbe heute kennen, iſt eine 
ſ. g. abſolut beſtimmte Strafe, ſie tritt ein, oder ſie tritt 


nicht ein; aber ſie läßt keine weiteren Abſtufungen zu. Soll 
nun durch das größere Strafübel das größere Verbrechen ge— 
troffen werden, ſo würde die Androhung der Todesſtrafe für 
jeden begangenen Mord die Behauptung enthalten, daß inner— 
halb dieſes Verbrechens von größerer und geringerer Schuld 
nicht mehr die Rede ſein könne. Aber in welcher Weiſe will 
man eine ſolche Behauptung aufrecht erhalten, wenn man die— 
jenigen Verbrechen, die wirklich begangen ſind, ins Auge faßt? 
Die gleiche Größe der Schuld bei jedem Morde wird Niemand 
behaupten wollen, der auch nur von etwa einem Dutzend dieſer 
Verbrechen eine einigermaßen genügende Darſtellung geleſen 
hat. Sehr erklärlich daher, daß man noch bei den Berathungen 
zu unſerm Preuß. Strafgeſetzbuch einzelne Schärfungen der 
Todesſtrafe eine Zeit lang wollte, um auch für die verjchieden- 
artigen Verſchuldungen der Mörder verſchiedene Abſtufungen 
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So lange man die Todesſtrafe für jeden Mord beibehält, 
iſt nur zweierlei möglich: Entweder es wird die verſchieden 
große Schuld auf Koſten der Gerechtigkeit von dem gleichen 
Strafübel getroffen, oder man ſucht durch verſchiedenartige 
Abſtufungen innerhalb der Todesſtrafe — durch verſchiedene 
Arten und Schärfungen derſelben — den verſchiedenen Arten 
der Schuld nachzukommen, was allerdings nur auf Koſten der 
Civiliſation möglich ſein würde. 

Vielleicht wendet man hiegegen noch ein, daß, wenn die 
Todesſtrafe nicht für jeden Mord angedroht werden darf, ſie 
doch wenigſtens für die ſchwerſten Fälle dieſes Verbrechens zu⸗ 
läſſig ſein müßte. 

Wir würden dann zwei Arten des Mordes erhalten — 
eine ſchwerere, die mit dem Tode — und eine leichtere, die 
etwa mit lebenslänglicher Freiheitsſtrafe zu beſtrafen wäre. 
Wie müßte ſich dies aber praktiſch geſtalten? Ich will nur 
auf Folgendes aufmerkſam machen: Ganz allgemein heißt es 
jetzt, daß nicht diejenige abſichtliche Tödtung, welche Todtſchlag, 
ſondern nur die, welche Mord genannt wird, mit dem Tode 
geſtraft werden ſolle. Und wie einfach und beſtimmt ſcheint 
nicht das Unterſcheidungsmerkmal zwiſchen Mord und Todt⸗ 
ſchlag zu ſein. War die abſichtliche Tödtung mit Ueberlegung 
begangen, ſo iſt Mord; fehlte bei der abſichtlichen Tödtung die 
Ueberlegung, ſo iſt Todtſchlag vorhanden. Das iſt denn ſo 
eine von den Unterſcheidungen, die ſich von Geſchlecht zu Ge⸗ 
ſchlecht ſchleppen — und an die man ſich allgemach ſo gewöhnt 
hat, daß man es kaum mehr für nöthig hält über ihre Richtig⸗ 
keit auch nur nachzudenken. Man erwäge doch nur, was das 
heißt, Jemand handelt ohne alle Ueberlegung! Und 
obwohl nun dem Verbrecher jede Ueberlegung fehlt, ſo iſt er 


doch im Stande eine Tödtung zu beabſichtigen — obwohl 
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ihm jede Ueberlegung fehlt, ‘jo iſt er doch im Stande jo zu 
handeln, wie er handeln muß, wenn er ſeine Abſicht reali⸗ 
ſiren will — obwohl ihm jede Ueberlegung fehlt, realiſirt er 
wirklich ſeine Abſicht und tödtet einen Menſchen. — Ich glaube, 
man darf die Sache nur ſo, wie eben geſchehen, auseinander 
legen, und der Widerſpruch iſt klar. 

Man darf richtig nur ſagen: Wer einen Menſchen ab— 
ſichtlich tödtet, handelt entweder mit viel oder mit wenig 
Ueberlegung. Da entſteht denn aber ſofort die Frage, wie 
viel Ueberlegung muß vorhanden ſein, damit man vor dem 
Geſetze jagen darf, der Thäter habe mit Ueberlegung gehan- 
delt, und wie viel Ueberlegung kann noch vorhanden geweſen 
ſein, um mit dem Geſetze behaupten zu können, der Verbrecher 
habe zwar abſichtlich aber ohne Ueberlegung gehandelt. Man 
wird antworten: Mit Ueberlegung im Sinne des Geſetzes iſt 
gehandelt, wenn ſich beſondere Thatſachen nachweiſen laſſen, 
welche die ſtattgehabte Ueberlegung darthun. — Das hängt 
aber oft von Zufälligkeiten ab — die ſelbſtverſtändlich auf die 
Größe der Schuld des Verbrechers nicht von Einfluß ſein 
können. Auch ſieht ein Auge vielleicht ſchärfer als ein anderes 
— auch kann hinſichtlich einzelner Thatſachen eine Meinungs- 
verſchiedenheit darüber entſtehen, ob durch ſie die ſtattgehabte 
Ueberlegung nachgewieſen werde oder nicht — und ſo iſt denn 
die Erſcheinung erklärlich, daß in der früheren Praxis des 
preußiſchen Rechtes die verſchiedenen richterlichen Inſtanzen 
bei einer und derſelben n bald Mord bald Todtſchlag 
angenommen haben. 

Das iſt die Grundlage, auf welcher die praktiſche Rechts⸗ 
pflege ſteht, wenn ſie die Entſcheidung zu treffen hat zwiſchen 
Tod und Leben; das find die Merkmale, welche den größten 


aller denkbaren Sprünge in der Strafgröße rechtfertigen 
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ſollen — den von der Erhaltung zu der Vernichtung des Ber- 
brechers. 

Man mag nun nach der Unſicherheit, die zwiſchen den ge— 
meinhin für ſicher unterſcheidbar gehaltenen Tödtungsarten 
beſteht, auf einen Rechtszuſtand ſchließen, der entſtehen 
würde, wenn man die Todesſtrafe — wie vorhin angedeutet 
wurde — nur für einzelne Arten des Mordes zulaſſen 
wollte. 

Die Natur kennt in ihren Schöpfungen keine Sprünge. 
Mit den Verbrechen verhält es ſich ebenſo. Unſcheinbar ſind 
die Nuancirungen, mit denen das minder ſchwere zu dem 
ſchwereren fortſchreitet. Zwiſchen der Todesſtrafe aber und der 
lebenslänglichen Freiheitsſtrafe iſt eine Kluft — die in der 
allmälig fortſchreitenden Schwere der Verbrechen nicht exiſtirt. 
Man mag in der Reihe der Verbrechen die Grenzlinie für die 
Herrſchaft der Todesſtrafe hinlegen wohin man will; den 
Platz kann man nirgends finden, wo nicht der Gerechtigkeit 
die Frage entgegenträte: Wenn dieſes Verbrechen noch nicht 
den Tod verdient — ſteht denn jenes zu dieſem in ſolch einem 
Verhältniß, wie der Tod zum Leben? Und weil dieſe Frage 
nie bejaht werden kann, deshalb iſt die Todesſtrafe mit 
den Anforderungen der Gerechtigkeit nicht in Einklang zu 
bringen! — 

Gerechtigkeit zu üben, das prätendirte wohl jede Zeit. 
Aber in der Erkenntniß deſſen, was Gerechtigkeit ſei, unter⸗ 
ſcheiden ſich die verſchiedenen Zeiten. In früherer Zeit hieß 
in Deutſchland das Strafrecht — peinliches Recht, die Straf— 
klage hieß — peinliche Klage. Von ſolchen peinlichen Klagen 
wird in den Rechtsbüchern geſagt, der Kläger ſtelle ſie an, 
damit der Verklagte gepeinigt werde. Größere oder geringere 
Pein des Schuldigen, darin fand man Realiſirung der Ge⸗ 
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rechtigkeit. Man brauchte alſo Strafmittel, welche geeignet 
waren, eine größere oder geringere körperliche Qual dem Ver— 
urtheilten zu verurſachen. Das iſt die Gerechtigkeits-Idee, 
welche dem peinlichen Rechte des 16., 17., ſelbſt 18. Jahr⸗ 
hunderts noch zu Grunde lag. In Wahrheit iſt ſie freilich 
nichts anderes als eine geſetzlich geregelte, von der Staatsge— 
walt vollzogene Rache — die ihrem innerſten Weſen nach 
durch Rohheit karakteriſirt, Rohheiten aller Art mit Nothwen⸗ 
digkeit provociren mußte. — Die hiſtoriſche Kontinuität zwiſchen 
der heutigen Todesſtrafe und der jenes peinlichen Rechtes 
iſt durch Nichts unterbrochen — und mag man die Todesſtrafe 
heute immerhin in civiliſirterer Art vollſtrecken — ſie iſt den⸗ 
noch nichts anderes als ein Ueberbleibſel jener traurigen Zeit, 
in welcher man es nicht vermochte, zwiſchen roher Rache und 
Gerechtigkeit zu unterſcheiden. — 

Als Leopold in Toskana, als Joſeph II. in Oeſterreich die 
Todesſtrafe aufhoben, da thaten es dieſe Herrſcher, weil ſie 
davon ausgingen, daß an der Beſſerung auch der ſchwerſten 
Verbrecher nicht verzweifelt werden dürfe. Damals war dieſe 
Anſicht nicht viel mehr als eine Theorie, deren Richtigkeit man 
vertraute, deren Bewährung in der Praxis man erwartete! 
Heute aber iſt die Theorie wahrheitsvolles Leben geworden. 
Geſtützt auf eine richtige Erkenntniß der menſchlichen Natur 
exiſtiren die Strafanſtalten, welche durch zahlreiche Erfahrungen 
den Beweis geliefert haben, daß es nicht nöthig ſei, den Schul⸗ 
digen zu vernichten, daß vielmehr bei richtiger Behandlung des 
Verbrechers, er ſelbſt erhalten und ſeine Schuld geſühnt wer- 
den könne, — geſühnt für ihn ſelbſt und auch für das Bewußt⸗ 
ſein der Geſellſchaft. — 
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Denn nur ungenaue Beobachtung kann zu dem Reſultate 
führen, daß das Volksbewußtſein die Todesſtrafe fordere. Wir 
ſehen Geſchworne von ihrem Amte zurücktreten, weil ſie Geg— 
ner der Todesſtrafe ſind — wir ſehen die Geſetzgebung fürch— 
ten, daß die für Intramuran-Hinrichtungen vorgeſchriebene Zahl 
der Zeugen in der Gemeindevertretung nicht gefunden werden 
könnte — man hat in geordneten Rechtszuſtänden noch nie- 
mals die Erfahrung gemacht, daß gewährte Begnadigungen 
Mißſtimmung wach gerufen hätten, wohl aber iſt dies einge— 
treten bei Nicht⸗Begnadigungen. — Und welches ſind die Empfin⸗ 
dungen, wenn eine Hinrichtung ſtattgefunden hat? Wurde der 
Verbrecher in einem Zuſtande brutaler Rohheit zum Schaffot 
geführt, ſo entſteht die Frage, ob denn die Geſellſchaft das 
Recht habe, einen Menſchen zu tödten, an deſſen Verdorben— 
heit ſie ſelbſt wenigſtens doch einen Theil der Schuld mit trage 
— hat der Verbrecher ſein Unrecht eingeſehen, bereut er daſ— 
ſelbe, ſo fragt man ſich, ob es richtig war, den Verbrecher 
trotz des Erwachens edlerer Empfindungen dem Tode zu opfern? 
Hat der Verbrecher geſtanden, ſo erblickt man darin nicht ſel— 
ten ein Zeichen der Reue; iſt er nicht geſtändig, ſo entſtehen 
ebenſo oft Zweifel an ſeiner Schuld! — Ich glaube, es iſt nicht 
zu viel behauptet, daß heutzutage Hinrichtungen und Volks⸗ 
bewußtſein in keinem anderen Zuſammenhange mit einander 
ſtehen, als daß jede Hinrichtung die Zahl der Gegner der To— 
desſtrafe vermehrt. Man wendet mir vielleicht ein, daß dies 
für den intelligenteren Theil des Volkes zutreffen möge, nicht 
aber für die große Maſſe; denn die ſei fern von ſolchen Emp⸗ 
findungen und Erwägungen, die fordere den Tod des Mör⸗ 
ders. Gegen dieſen Einwand will ich nur Eines anführen, daß 
nämlich auf das Rechtsbewußtſein den allergrößten Einfluß die- 


jenigen Rechts⸗Einrichtungen ausüben, in denen ein Volk 
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lebt. So lange die Todesſtrafe irgendwo eriftirt, wird fie ihre 
Anhänger haben, eben weil ſie beſteht — und ſollte ſie abge⸗ 
ſchafft werden, ſo wird es wahrſcheinlich ebenſowenig wie nach 
der Abſchaffung der Prügelſtrafe an Petitionen fehlen, welche 
die Wiedereinführung dieſer dem Rechtsbewußtſein der Petenten 
entſprechenden Strafe erſtreben. — Aber die Anhänger des Ver— 
gangenen vergehen, und das neue Recht bildet die Lebenden 
und die neu entſtehenden Geſchlechter. Wie wahr dies iſt, das 
zeigte ſich recht deutlich bei der letzten Hinrichtung, die in Tos⸗ 
kana ſtattfand. Im Jahre 1830 exiſtirte in dieſem Lande die 
Todesſtrafe — und in Florenz fand auch wirklich eine Hinrich⸗ 
tung ſtatt. Aber die Zeit, in welcher keine Todesurtheile voll⸗ 
ſtreckt waren, hatte bewirkt, daß das Volk in unzweideutigſter 
Weiſe es zeigte, wie ſein Rechtsbewußtſein dieſe Strafart nicht 
mehr vertrage. Die Läden waren geſchloſſen, die Straßen wa⸗ 
ren faſt leer, als der Zug hindurchkam, die Bürger eilten in 
die Kirchen, um zu beten — und nur wenige Zuſchauer umſtan⸗ 
den das Schaffot. Damals erklärte denn auch der Großherzog, 
das Volk habe ihm eine ſolche Lehre gegeben, daß kein Todes⸗ 
urtheil mehr vollzogen werden könne — und es iſt auch bis 
auf den heutigen Tag dieſe Hinrichtung die letzte in Toskana 
geblieben. — | 


Vieles von dem, was für und gegen die Todesſtrafe zu 
ſagen iſt, mußte ich bei dem mir zugemeſſenen Raume übergehen 
— und hätte ich nur die Be deutſamkeit der für die Todes⸗ 
ſtrafe angeführten Gründe in Betracht zu ziehen, ſo würde ich 
meinen Vortrag abbrechen dürfen. Aber nicht immer iſt die 
Wirkſamkeit eines Grundes ſeiner inneren Bedeutſamkeit gleich, 
und ſo ſehe ich mich genöthigt, noch auf eine Rechtfertigungs⸗ 


art der Todesſtrafe hinzudeuten, nämlich auf diejenige, welche 
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von einzelnen Theologen geltend gemacht wird. — Hat doch 
ſelbſt ein neuerer Kriminaliſt — Profeſſor Hugo Hälſchner in 
Bonn — ſich nicht geſcheut, es auszuſprechen, daß über die 
Rechtmäßigkeit der Todesſtrafe ein genügendes Urtheil vom 
Standpunkte der Rechtswiſſenſchaft und Rechtsphiloſophie über⸗ 
haupt nicht gefällt werden könne — das könne vielmehr nur 
geſchehen, nachdem mehrere theologiſche Vorfragen erörtert 
ſeien. Dieſer Anſicht bin ich nun freilich ganz und gar nicht. — 
Macht man Rechtsfragen zu politiſchen Parteifragen, jo lei— 
det darunter das Recht; aber mindeſtens ebenſo ſchlimm iſt es, 
wenn man vermeint, Rechtsfragen durch theologiſche Eröͤr— 
terungen erledigen zu können. 

Theologen alſo behaupten: In der Geneſis ſteht: „Wer 
Menſchenblut vergießt, des Blut ſoll wieder vergoſſen werden;“ 
die Todesſtrafe iſt alſo ein geoffenbartes göttliches Gebot, ſie 
muß deshalb vollzogen werden. Der Juriſt muß hierauf Fol⸗ 
gendes erwiedern. Wenn man die moſaiſche Todesſtrafe ver⸗ 
langt, jo hat man kein Recht die Moſaiſche Verſtümmelungs⸗ 
juſtiz zu verwerfen; iſt die Todesſtrafe für den Mörder ein ge⸗ 
offenbartes göttliches Gebot, ſo muß dieſes von den anderen 
moſaiſchen Strafſatzungen ebenfalls gelten. Der Juriſt ſagt 
mit einem Wort: Die alten Juden mochten ein Staatsrecht und 
ein Strafrecht vertragen, wo Recht Religion und Religion 
Recht war. Unſer heutiges Recht verträgt ſo etwas aber nicht 
mehr, und mit dem Untergange des jüdiſchen Staates hat auch 
das jüdiſche Staatsrecht und das jüdiſche Strafrecht ſeine prak⸗ 
tiſche Bedeutſamkeit verloren. — Wie aber das Chriſtenthum 
ſpeciell zu der Moſaiſchen Talionstheorie ſteht, das ſagen die 
Worte: „Wer unter Euch ohne Sünde iſt, der werfe den erſten 


Stein auf ſie“, Worte die auch mit Bezug auf ein durch 
(478) 


413 
das moſaiſche Recht mit dem Tode bedrohtes Verbre— 
chen geſprochen wurden. 

Und ſo mag es mir denn zum Schluſſe noch geſtattet ſein, 
die Worte eines Theologen über die Todesſtrafe anzuführen, 
eines Theologen, deſſen wiſſenſchaftliche Autorität man ebenſo 
wenig anzweifeln wird, wie ſeine hohen Verdienſte um Förde— 
rung wahren chriſtlichen Lebens. Schleiermacher ſagt in jei- 
ner chriſtlichen Sittenlehre Folgendes: „Die Rechtfertigung der 
Todesſtrafe aus dem Geſichtspunkte, daß dem Verbrecher das 
Leben müſſe unerträglich ſein, iſt unchriſtlich, weil in der gött⸗ 
lichen Gnade Verſöhnung für Alles iſt. Daher bleibt die To⸗ 
desſtrafe nur ein Reſt barbariſcher Zeiten und ein Beweis des 
politiſchen Unvermögens. Auch kann man ſich in chriſtlichen 
Staaten kaum Todesſtrafe denken ohne Begnadigungsrecht, und 
der Fürſt müßte eigentlich immer begnadigen. So lange aber 
das Gefühl, welches die Abſchaffung der Todesſtrafe fordert, 
noch nicht laut genug iſt, alſo die Beruhigung dabei dominirt: 
ſo wird von dieſer auch der Fürſt bisweilen ergriffen und dann 
glauben, er müſſe auch einmal die Autorität des Geſetzes auf— 
recht halten. Das Abſchaffenwollen muß aber permanent ſein 
und endlich durchgreifen.“ — 
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